
§ 82 Weine

§ 82  Weine 
 
(1) Ist Wein nur deshalb eingezogen worden, weil er den Vorschriften über Kennzeichnung und 
Aufmachung nicht entspricht, beantragt die Vollstreckungsbehörde entweder eine Ausnahmegenehmigung 
nach § 27 Abs. 2 des Weingesetzes in Verbindung mit § 2 der Wein-Überwachungsverordnung oder sie gibt 
das Erzeugnis mit der Auflage frei, dass es unter Aufsicht der Weinkontrolle mit richtiger Bezeichnung in 
den Verkehr gebracht wird.

(2) Ist der Wein aus anderen Gründen eingezogen worden, so prüft die Vollstreckungsbehörde im 
Benehmen mit der Stelle, die ihn beanstandet hat, wie der Wein im Rahmen des geltenden Rechts ohne 
Beeinträchtigung der Marktordnung oder des Verbraucherschutzes wirtschaftlich verwertet werden kann. 
Falls erforderlich, beantragt sie bei der zuständigen Behörde eine Ausnahmegenehmigung nach § 27 Abs. 2 
des Weingesetzes in Verbindung mit § 2 der Wein-Überwachungsverordnung.

(3) Soll Wein zur Verwertung vergällt werden, so geschieht dies durch Zusatz von Lithiumchlorid in einer 
Menge von mindestens 0,5 Gramm oder von Natriumchlorid in einer Menge von mindestens 2 Gramm auf 
einen Liter Flüssigkeit. Auf Vorschlag der zuständigen Lebensmittelüberwachungsbehörde kann eine 
größere Menge, ein anderes Vergällungsmittel verwendet oder ein Lebensmittelfarbstoff zugesetzt werden. 
Die Vollstreckungsbehörde oder die von ihr ersuchte Behörde überwacht die Vergällung.

(4) Nach der Vergällung ist die Umschließung des Weines durch amtliche Verschlüsse zu sichern, bevor er 
der Erwerberin oder dem Erwerber übergeben wird. Die Verschlüsse können auch durch die Polizei oder die 
Weinkontrolle angelegt werden. Die Erwerberin oder der Erwerber muss sich als Inhaberin oder Inhaber 
einer gewerblichen Verschlussbrennerei ausweisen und durch schriftliche Erklärung verpflichten,

1.  die Verschlüsse bis zur Freigabe des Weines durch die Zollaufsichtsbeamtinnen oder -beamten 
unverletzt zu erhalten;

 
2.  den Eingang des Weines binnen 24 Stunden der Zollstelle unter Angabe der Art und Menge schriftlich 
zu melden;

 
3.  die übernommene Menge restlos in ihrer oder seiner gewerblichen Verschlussbrennerei zu Branntwein 
zu verarbeiten und diesen an die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein abzuliefern, wenn er aus 
anderen als den in § 37 des Gesetzes über das Branntweinmonopol genannten Stoffen gewonnen worden 
ist;

 
4.  sich den besonderen Überwachungsanordnungen des Hauptzollamts zu unterwerfen;

 
5.  bei Verstößen gegen die Pflichten zu Nrn. 1 bis 4 eine Vertragsstrafe zu zahlen, deren Höhe die 
Vollstreckungsbehörde im Voraus bestimmt.

 
(5) Die Vollstreckungsbehörde oder die von ihr beauftragte Behörde oder Stelle übersendet die 
Verpflichtungserklärung der Erwerberin oder des Erwerbers dem Hauptzollamt. Mitzuteilen sind dabei die 
Menge des Weines und sein Weingeistgehalt, soweit er aus den Akten festzustellen ist, ferner Art und Zahl 
der Umschließungen und ihr Rohgewicht sowie Art und Zahl der angelegten Verschlüsse. Der 
Weingeistgehalt wird in der Regel aus den bei den Akten befindlichen Gutachten zu ersehen sein.

(6) Der Wein ist zu vernichten, wenn

1.  er von gesundheitlich bedenklicher Beschaffenheit ist und der Mangel nicht mit angemessenem 
Kostenaufwand beseitigt werden kann;

 
2.  die nach § 27 Abs. 2 des Weingesetzes in Verbindung mit § 2 der Wein-Überwachungsverordnung 
erforderliche Genehmigung nicht erteilt wird;

 



3.  durch die Veräußerung ein die Vergällungs- und Verwertungskosten übersteigender Erlös nicht zu 
erwarten ist;

 
4.  eine Verwertung aus sonstigen Gründen nicht in Betracht kommt.

 


